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SOZIALHILFETRÄGER DÜRFEN LEISTUNGEN ZURÜCKHALTEN

Jena // Obwohl sie viel von ihrem 
Schrecken verloren hat, muss man 
die Lungenentzündung mit jähr-
lich etwa 800  000 Erkrankungen 
und 20  000 Todesfällen allein in 
Deutschland immer noch zu den 
Volkskrankheiten zählen. Betroffen 
sind vor allem Menschen mit noch 
nicht ausgereiftem oder geschwäch-
tem Immunsystem: Neben Säuglin-
gen und Kindern sind das vor allem 
ältere Menschen. 

Typische Erreger von Lungen-
entzündungen sind Pneumokokken, 
Bakterien, die auch Mittelohr- und 
Hirnhautentzündungen verursachen 
können und von denen man über 90 
Unterarten unterscheidet. „Während 
das Vorkommen von Pneumokokken 
bei Kindern und jungen Erwachse-
nen gut untersucht ist, weiß man 
nur wenig darüber bei Senioren 
und fast nichts bei Bewohnern von 
Pflegeheimen“, so Dr. Anja Kwetkat, 
Chefärztin der Klinik für Geriatrie am 
Jenaer Uniklinikum. Die Internistin 
untersucht deshalb in der Pneumo-
CaRe-Studie zusammen mit einem 
achtköpfigen Team, welche Pneumo-
kokken- und andere Bakterienarten 
bei den Bewohnern von stationären 
Pflegeeinrichtungen verbreitet sind. 
Aktuell beteiligen sich mehr als zehn 
Einrichtungen in Thüringen an die-
sem Projekt. Unterstützt wird die 
Studie von der Robert-Bosch-Stiftung 
und Pfizer. 

In der Studie erfassen die Medizi-
ner auch, unter welchen chronischen 
Erkrankungen die Senioren leiden, 
welche Medikamente sie einneh-
men, den Impfstatus, die Häufigkeit 
von Antibiotikagaben und Kranken-
hausaufenthalten sowie Angaben 
zum allgemeinen Gesundheitszu-
stand. „Unsere zentrale Frage dabei 
ist, inwieweit das Keimspektrum im 
Rachenraum vom Gesundheitsstatus 
abhängt“, erklärt Anja Kwetkat. „Wir 
nehmen an, dass wir bei Bewohnern 
mit einem hohen pflegerischen und 
medizinischen Versorgungsaufwand 

LUNGENENTZÜNDUNGEN BEI HEIMBEWOHNERN 

Studie geht Ursachen  
auf den Grund
Was verursacht Lungenentzündungen bei älteren Men-
schen in Pflegeheimen? Auf diese Frage gibt es erschre-
ckend wenig Antworten. Eine Studie der Klinik für Geria-
trie am Jenaer Uniklinikum soll daran etwas ändern. 

andere Bakterien im Nasenrachen-
raum finden als bei Bewohnern, die 
aktiv sein können und zum Beispiel 
regelmäßigen Kontakt zu den Uren-
keln haben.“

Finden sich im Rahmen der Stu-
die bei den Bewohnern Pneumo-
kokken, so ermittelt das nationale 
Referenzzentrum in Aachen den ge-
nauen Untertyp. Damit ist eine Ein-
schätzung möglich, ob die vorhan-
denen Pneumokokkenimpfstoffe 
die bei Pflegeheimbewohnern vor-
kommenden Pneumokokkentypen 
ausreichend erfassen.

„Auch für die Behandlung von 
Lungenentzündungen bei Pflege-
heimbewohnern wird unsere Stu-
die wichtige Daten liefern“, ist sich 
Kwetkat sicher. Die erste Antibioti-
kagabe richtet sich dabei nach dem 
erwarteten Keimspektrum, und das 
unterscheidet sich möglicherweise 
für ambulant erworbene Lungen-
entzündungen und solche, die im 
Pflegeheim auftreten. „Das erfass-
te Erregerspektrum und vor allem 
die Beurteilung der Bakterienresis-
tenzen werden die Einschätzung 
unterstützen.“ � (ck)

■	 Dr. Anja Kwetkat, Tel.: (0 36 41) 
93 49 01, E-Mail: anja.kwetkat@
med.uni-jena.de 

Dr. Anja Kwetkat.� Foto: Archiv

DEUTSCH-NIEDERLÄNDISCHES KOOPERATIONSPROJEKT GESTARTET

Ernährung verbessern – Kosten reduzieren
Münster // Mit einer Auftaktveran-
staltung in Kleve ist am 19. Septem-
ber das deutsch-niederländische 
Kooperationsprojekt „Nachhaltig 
Gesund“ gestartet. In den kommen-
den anderthalb Jahren erforschen 
die Projektmitarbeiter, wie sich das 
Ernährungsangebot in Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens nach-
haltiger und gesünder gestalten 
lässt und gleichzeitig Kosten ein-
gespart werden können. Beteiligt 
sind Pflegeeinrichtungen, Stiftun-
gen und Forschungseinrichtungen 
aus der Grenzregion Rhein-Waal 
sowie das Institut für Nachhaltige 
Ernährung und Ernährungswirt-
schaft (iSuN) der Fachhochschule 
Münster.

Das Verhältnis von nachhaltiger 
Lebensmittelproduktion und der 

Reduktion von Kosten ist integraler 
Bestandteil des Projekts. In seinem 
Verlauf analysieren die beteiligten 
Wissenschaftler verschiedene Pro-
zesse, etwa Einkauf, Speiseplanung, 
Produktion und Ausgabe der Mahl-
zeiten sowie die Kommunikation. 
Ziel des Projekts ist es, Verbesse-
rungspotenziale zu finden und so 
finanzielle Spielräume sowie regio-
nale, genussreiche und nachhaltige 
Speisenangebote zu erschließen. 
Zunächst nehmen die Partner eine 
Bestandsaufnahme in drei Einrich-
tungen der katholischen Kliniken 
im Kreis Kleve sowie in den Einrich-
tungen Seniorenheim Insula Dei, 
Haus Kohlmann Arnheim und dem 
universitätsmedizinischen Zentrum 
St. Raboud Nimwegen vor. Dabei 
stützen sich die Wissenschaftler auf 

Erfahrungen anderer Projekte der 
FH Münster zur Reduzierung von 
Lebensmittelabfällen und auf Er-
fahrungen der Sint-Maartensklinik 
Nimwegen, die bereits seit Jahren 
auf regionale Produkte setzt. Der Kli-
nik ist es dadurch gelungen, ihre Le-
bensmittelabfälle auf zwei Prozent 
zu reduzieren.

 Die ersten Ergebnisse der Studie 
werden für Mitte nächsten Jahres 
erwartet. Ende 2014 wollen die Pro-
jektpartner die endgültigen Schluss-
folgerungen und Empfehlungen 
veröffentlichen. Die Ergebnisse wer-
den weiteren Krankenhäusern und 
Altenheimen zur Verfügung gestellt. 
� (ck)

■	 https://www.fh-muenster.de/
isun/index.php

MÜNSTERLAND: KREIS UND KOMMUNEN KOOPERIEREN

Ausbau von Heimen wird gebremst
Warendorf // Wie viele Kreise und 
Kommunen in Deutschland beklagt 
auch der Kreis Warendorf (Nord-
rhein Westfalen) an einigen Orten 
ein Überangebot an stationären 
Pflegeplätzen. Um dieser Entwick-
lung gegenzusteuern, beschreitet 
der Kreis im Münsterland indes 
ungewöhnliche Wege. Verabredet 
wurde jetzt mit den Bürgermeis-
tern der Kommunen, sich gegen-
seitig zu informieren, sobald In-
vestorenanfragen vorliegen. Das 
berichtete die Tageszeitung „West-
fälische Nachrichten“. 

 Abgesehen von Wadersloh – eine 
Kommune mit ungewöhnlich vielen 
Pflegeplätzen – haben alle anderen 

Städte und Gemeinden diesem Vor-
gehen zugestimmt. Gregor Stöppel 
von der freien Wählergemeinschaft 
bewertete das als ein „sehr, sehr 
gutes Ergebnis“. Besonders gefiel 
ihm, dass der Kreis Warendorf eine 
Plattform zum Austausch von „Best-
Practice-Beispielen“ entwickeln will. 
Denn man müsse innovative Wohn-
formen entwickeln, machte auch 
Kreisdirektor Dr. Heinz Börger im 
Sozialausschuss deutlich.

Trotz der engen Kooperation 
zwischen Kreis und Gemeinden 
bleibt das kommunale Selbstver-
waltungsrecht aber erhalten. Die 
Kooperation an sich hat bundeswei-
tes Interesse erregt.�  (ck)

VON MARKUS DÜNCHER, FACHANWALT FÜR MIET- UND 
WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT

Das Problem
Sozialhilfeträger lehnen häufig die Gewährung von 
Hilfe zur Pflege mit der Begründung ab, dass Vermö-
gen vorhanden ist und der Hilfebedürftige dessen Ver-
brauch nicht nachgewiesen hat. 
Viele Pflegeanbieter erbringen ihre 
Leistungen trotzdem weiter, darauf 
vertrauend, dass der Hilfebedürftige 
diesen Nachweis erbringen und das 
Sozialamt dann die Leistungen rück-
wirkend gewähren wird. Von vielen 
Sozialhilfeträgern wurde das in der 
Vergangenheit auch tatsächlich so 
gehandhabt. In einem vom Bundessozialgericht am 20. 
September 2012 entschiedenen Fall (Az.: B 8 SO 20/11 R) 
wurde dieses Vertrauen allerdings einem Pflegeheimbe-
treiber zum Verhängnis. Das Bundessozialgericht stellte 
nämlich klar, dass Vermögen so lange vom Sozialhilfe-
träger zu berücksichtigen ist, wie sein Verbrauch nicht 
nachgewiesen ist. Werden Leistungen vom Sozialhilfe-
träger monatlich gewährt, kann dieser Einwand jeden 
Monat erneut den Sozialhilfeanspruch zunichtema-
chen.

Die Lösung
Da sich Sozialhilfeverfahren oft über Monate hinzie-
hen, müssen Leistungserbringer ihre Kunden anhalten, 
das Verfahren zügig zu führen und alle notwendigen 
Nachweise umgehend vorzulegen. In den Landesrah-
menverträgen einzelner Bundesländer zur vollstatio-

nären pflegerischen Versorgung nach § 75 SGB XI ist 
vorgesehen, dass eine Pflegeeinrichtung zur Aufnahme 
von Bewohnern nur verpflichtet ist, wenn die Kosten-
tragungspflicht geklärt ist. Ist der Bewohner aber be-
reits vorher eingezogen und ein entsprechend hoher 
Rückstand aufgelaufen, sollten Pflegeheimträger die 
Kündigung des Wohn- und Betreuungsvertrages andro-

hen und nach Ablauf der gesetzten 
Zahlungsfristen auch aussprechen. 
Liegt dann noch immer keine Kosten-
übernahmeerklärung vor, sollte man 
sich nicht scheuen, auch Räumungs-
klage zu erheben. Dadurch wird der 
Druck auf die Bewohner, gegen den 
Sozialhilfeträger mit sozialgericht-
lichem Eilrechtsschutz vorzugehen, 

und damit auch auf den Sozialhilfeträger selbst erhöht. 
Das Bundesozialgericht hat in seinem Urteil deutlich 
gemacht, dass der Hilfeempfänger vorhandenes Vermö-
gen zumindest vorläufig einsetzen muss, damit er das 
Risiko ausschließen kann, sich jederzeit auf das vorhan-
dene Vermögen verweisen lassen zu müssen.
Ambulanten Pflegediensten bleibt im Falle eines erheb-
lichen Zahlungsverzuges nur die Kündigung des Vertra-
ges, um Schäden zu begrenzen.
Entschließt man sich aber bei unklarer Kostensituation 
dazu, seine Leistungen weiter zu erbringen, geht man 
ein großes Risiko ein, am Ende für lange Zeiträume mit 
leeren Händen dazustehen.

■	 Iffland Wischnewski Rechtsanwälte, Fachkanzlei 
für die Sozialwirtschaft

	 www.iffland-wischnewski.de 
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